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unterschrieben
Am 29.8.92 wurde in Manila 

offiziell das Friedensabkom­
men mit der MNLF (Muslim 
National Liberation Front) un­
terschrieben. Letzte Abspra­
chen waren von Präsident 
Ramos und Nur Misuari, dem 
Führer der MNLF bei ihrer er­
sten persönlichen Begegnung 
seit zehn Jahren Mitte August 
in Malabang, Mindanao, ge­
troffen worden. Der unter 
Vermittlung Indonesiens und 
der OIC (Organisation of the 
Islamic Conference) ausge­
arbeitete Vertrag wurde un­
terzeichnet, um die seit 24 
Jahren dauernden bewaffne­
ten Auseinandersetzungen in 
den Südprovinzen der Philip­
pinen zu beenden, in deren 
Verlauf etwa 100.000 Men­
schen ums Leben kamen. 
Nicht berücksichtigt wird in 
dem Vertrag die rivalisierende 
"Muslim Islamic Liberation 
Front" (MILF).

Das Abkommen sieht die 
Errichtung einer Übergangs­
behörde, des ''Südphilippini­
schen Rats für Frieden und 
Entwicklung" vor, die unter 
Vorsitz des MNLF-Gründers 
und ehemaligen Universitäts­
dozenten Nur Misuari drei 
Jahre lang die wirtschaftliche 
Entwicklung der Region steu­
ern soll. Auch Christen und 
Mitglieder der Regierung wer­
den in dem Gremium vertreten 
sein, das jedoch mehrheitlich 
mit Muslimen besetzt werden 
soll. Nach drei Jahren wird der 
Übergangsrat von einer ge­
wählten Autonomieregierung 
abgelöst, die dann für 14 süd­
philippinische Provinzen zu­
ständig ist, in denen ein Groß­
teil der muslimischen Filipinos 
lebt und sie als ihre ange­
stammte Heimat betrachtet. 
Durch starke Zuwanderung 
und Landnahme von christli­
chen Siedlern und Konzernen 
ist die muslimische Bevölke­
rung jedoch zur Minderheit 
geworden, die sich zudem um 
ihren Anteil an der wirtschaftli­
chen Entwicklung der Region 
geprellt sieht.

Unterdessen protestiert die 
überwiegend katholische Be­
völkerung dieser Region ve­
hement dagegen, von einer 
muslimisch dominierten Be­
hörde regiert zu werden. Bei 
mehreren Großdemonstratio­
nen wurde die philippinische 
Flagge verkehrt herum gehißt. 
Verschiedene Parlamentsab­

geordnete aus Mindanao er­
hoben Einwände gegen das 
Abkommen in der geplanten 
Form, von denen sich Präsi­
dent Ramos bisher unbeein­
druckt zeigte. Gruppen, die mit 
bewaffnetem Widerstand ge­
gen das Abkommen gedroht 
hatten, entgegnete Ramos, die 
Regierung wisse um die Kon­
fliktpunkte, werde Gewalt aber 
keinesfalls tolerieren. Die 
Behörden in der betroffenen 
Region weisen darauf hin, daß 
der größte Teil der Bevölke­
rung römisch-katholischen 
Glaubens ist. Es sei daher 
nicht rechtens, den Rat in 
seiner vorgesehenen Zusam­
mensetzung einzuberufen. In 
einem offenen Brief forderten 
die katholischen Bischöfe des 
Landes Ramos dazu auf, die 
Übergangsbehörde erst nach 
einer Volksbefragung zu bil­
den. Die Einwohner von 
Mindanao hätten bisher kei­
nerlei Mitspracherecht bei der 
Friedensregelung gehabt, hieß 
es. Bei einem Plebiszit im Jahr 
1989 hätten sich schließlich 
nur vier der 13 Provinzen 
Mindanaos für eine muslimi­
sche Autonomieregierung aus­
gesprochen.

Nur Misuari, Gründer und 
Anführer der MNLF bewirbt 
sich um das Amt des Gou­
verneurs für die bereits be­
stehende "Autonomous Re­
gion of Muslim Mindanao" 
(ARMM) bei den im Septem­
ber stattfindenden Wahlen. In 
Koalition mit Ramos Partei 
Lakas werde er unter Beweis 
stellen, daß er nunmehr bereit 
sei, im Rahmen von Verfas­
sung und Gesetzen tätig zu 
sein, erklärte Misuari Mitte Juli 
in Jolo. Der aus dem Sulu- 
Archipel stammende Moslem­
führer war nach mehrjährigem 
Auslandsaufenthalt erst im 
Frühjahr auf die Philippinen 
zurückgekehrt.

Es hat bereits zwei frühere 
Initiativen gegeben, den be­
waffneten Konflikt zwischen 
Regierung und muslimischer 
Guerilla zu beenden. 1976 
hatte die MNLF in Verhand­
lungen mit der Regierung 
Marcos ihre Forderung nach 
einem eigenen muslimi­
schen Staat in Mindanao auf­
gegeben und die Forderung 
nach einer Autonomieregie­
rung für 13 Provinzen und 
neun Städte im Abkommen 
von Tripolis festgeschrieben.

Positionierungs- 
manöver für Präsident­
schaftswahlen

Aufgekündigt hat die "La­
ban-Partei" (Laban ng Demo- 
kratikong Pilipino) Anfang Juni 
ihre Koalition mit der Regie­
rungspartei von Präsident 
Ramos "Lakas" um nunmehr 
als stärkste Oppositionspartei 
aufzutreten. Hintergrund für 
diesen Seitenwechsel ist die 
Absicht des Laban-Vorsitzen­
den Senator Edgardo Angara 
(61), bei den Präsident­
schaftswahlen 1998 zu kandi­
dieren. Durch die seit 1994 
bestehende Koalition konnte 
Ramos auch im Senat, in dem 
die Laban-Partei 13 von 24 
Sitzen innehat, leichter eine 
Mehrheit für seine Regie­
rungspolitik finden. Beobachter 
fürchten jetzt, daß geplante 
neue Steuergesetze aufgrund 
der neuen Mehrheitsverhält­
nisse nicht verabschiedet wer­
den.

Rtr 31.5., 2.6.96

"El Shaddei" 
veruntreut Spenden

Gegen den Führer der po­
pulären "El Shaddei"-Bewe- 
gung, Mariano Velarde, wird 
der Vorwurf erhoben, Spen­
dengelder in Millionenhöhe in 
eigene Geschäfte investiert zu 
haben. Mit seiner Verheißung, 
Gottesglauben werde auch 
finanziell belohnt, konnte der 
Geschäftsmann Velarde, alias 
Prediger "Bruder Mike" in den 
vergangenen zwölf Jahren 
sieben Millionen Anhänger 
gewinnen und von ihnen 10 
Prozent ihres Einkommens als 
"Liebesopfer" kassieren. Von 
der katholischen Kirche wird 
die El-Shaddei-Bewegung 
bislang als Glaubensgemein­
schaft anerkannt. Velarde soll 
katholischen Gemeindeprie­
stern die Hälfte seiner Spen­
deneinnahmen zukommen 
lassen. Inzwischen wächst 
unter katholischen Gläubigen 
der Unmut gegen die pseudo­
religiöse Gruppierung.

ADN 15.8.96
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Kreuzzug gegen 
Wahlbetrug

Fälschungen und Unkor­
rektheiten bei den letzten 
Parlamentswahlen auf den 
Grund gehen möchte Ex- 
Senator Aquilino Pimentei, der 
1995 für ein Senatorenamt 
kandidiert hatte. Anschuldi­
gungen erhebt er unter an­
derem gegen Senator Juan 
Ponce Enrile, der Wahlhelfer 
für Manipulationen an den 
Ergebnislisten bezahlt haben 
soll. Schützenhilfe erhielt Pi­
mentei kürzlich von Kardinal 
Sin, der Enrile bei einer Messe 
ebenfalls beschuldigte. Pi­
mentei erhofft sich von seiner 
Kampagne Impulse für eine 
Wahlreform und Verbesse­
rungen für die nächsten Wah­
len.

FEER 11.7.96

17 Prozent der Kinder 
arbeiten

Genaue Daten zum Ausmaß 
von Kinderarbeit auf den Phil­
ippinen ermittelte erstmals 
eine Studie der internationalen 
Arbeitsorganisation ILO und 
dem philippinischen Amt für 
Statistik. Demnach arbeiten 
rund 3,7 Millionen Kinder im 
Alter zwischen fünf und sieb­
zehn Jahren regelmäßig. 67 
Prozent der Kinder arbeiten in 
der Landwirtschaft, die mei­
sten haben die Grundschule 
nicht beendet. Rund 60 Pro­
zent sind an ihrem Arbeitsplatz 
gesundheitsschädigenden 
chemischen und biologischen 
Substanzen ausgesetzt oder 
arbeiten in gefährlichen Be­
reichen ohne Schutz, unter 
anderem auch im Bergbau, so 
die Studie. Von zehn befragten 
Kindern äußerten nur zwei, 
keine Probleme mit der tägli­
chen Arbeit zu haben, viele 
äußerten sogar Angst vor ihrer 
gefährlichen Tätigkeit. Den­
noch erklärte mehr als die 
Hälfte aller Kinder, weiterar- 
beiten zu wollen, um damit 
ihre Familie zu unterstützen.

ADN 20.8.96

Mehr Bierauswahl
Noch in diesem Jahr soll die 

Asia Brewery in Manila nach 
Abschluß eines Kooperati­
onsvertrags mit der US- 
Brauerei Anheuser-Busch das 
erste Budweiser Bier brauen. 
Ausgezeichnete Entwick­
lungsmöglichkeiten auf dem 
philippinischen Markt erhoffen 
sich die US-Brauer.

AFP 3.8.96

Entschädigung für 
Zwangsprostituierte

Japan hat Mitte August die 
ersten Entschädigungen an 
drei philippinische Frauen ge­
zahlt, die während des zweiten 
Weltkriegs von japanischen 
Soldaten als Zwangsprostitu­
ierte mißbraucht worden wa­
ren. Sie erhielten jeweils zwei 
Mio. Yen (rund 27.000 Mark) 
von der Asiatischen Frauen­
stiftung. Japans Botschafter 
überreichte zugleich einen 
Brief des japanischen Regie­
rungschefs Ryutaro Hashimo­
to, der es jedoch vermied, die 
rechtliche Verantwortung Ja­
pans für die Verbrechen ein­
zugestehen. Die meisten der 
betroffenen Frauen aus Süd­
korea, Taiwan und den Philip­
pinen lehnen das Geld der 
Stiftung ab und fordern eine 
direkte Entschuldigung der ja­
panischen Regierung.

AFP 14.8., Rtr 14.8.96

Haftstrafen wegen 
Kindesmißbrauchs

Zum ersten Mal hat ein 
philippinisches Mädchen einen 
Japaner in seinem Heimatland 
wegen auf den Philippinen 
begangenem sexuellem Miß­
brauch angezeigt. Auch auf 
den Philippinen steht der 
Mann wegen dieses Verge­
hens vor Gericht. Ein 44jäh- 
riger Brite ist Ende Juli in Ma­
nila zu 17 Jahren Haft verur­
teilt worden. Er hat sich an 
zwei vier und acht Jahre alten 
Brüdern vergangen. Ende 
August wurde ein 63jähriger 
deutscher Hotel betreiber we­
gen Verdachts des sexuel­
len Kindesmißbrauchs verhaf­
tet.

Indes forderte die "Deutsche 
Arbeitsgemeinschaft gegen 
Kinderprostitution" zur Ver­
besserung der Ermittlungen 
speziell geschulte Verbin­
dungsbeamte der Polizei in 
den Zielländem der Sextouri­
sten. Obwohl seit 1993 im 
Ausland begangener Kindes­
mißbrauch auch in Deutsch­
land strafrechtlich verfolgt 
werden könne, sei erst ein 
Täter von der deutschen Justiz 
verurteilt worden, was deutlich 
zeige, daß das Gesetz nicht 
greife, meinte die Vorsitzende 
der Kinderkommission des 
Bundestags, Dorle Marx.

dpa 21.8.und 19.8.96, Rtr 30.7. und 
2.8.96

Ballettausbildung 
für Nachtclub­
tänzerinnen

Der Oberste Gerichtshof der 
Philippinen hat eine Regelung 
bestätigt wonach Tänzerinnen 
eine Ballettausbildung absol­
vieren müssen, bevor sie in 
Nachtclubs in Japan und an­
deren Ländern arbeiten dür­
fen. Arbeitsvermittlungsorga­
nisationen hatten gegen diese 
Regelung geklagt. Der Staat 
habe das Recht, Ausbil­
dungsstandards für die Enter- 
tainerinnen zu setzen, urteilte 
das Gericht. Schmutzige Ge­
schichten von philippinischen 
Tänzerinnen, die als Prostitu­
ierte endeten müßten ein Ende 
haben. Hunderte von Tänze­
rinnen, die nach Japan aus- 
reisen wollen haben gegen 
das Urteil protestiert.

Rtr 6.8.96

Kein Zementwerk aus 
Umweltschutzgründen

Wegen der Gefährdung ei­
nes Meeresschutzgebiets und 
zu hoher Luftverschmutzung 
hat die philippinische Regie­
rung einem internationalen 
Konsortium den Bau eines 
großen Zementwerks am Golf 
von Lingayen verboten. Das 
800 Millionen Mark teure Pro­
jekt hätte Korallenriffe und 
Meeresfauna am Kap Bolinao 
nach Auffassung des Um­
weltministeriums gefährdet. 
Umweltschützer hoffen nun, 
diese Entscheidung habe 
richtungsweisenden Charakter 
für die künftige Umweltpolitik 
der Regierung und verweisen 
auf zwei ähnlich umstrittene 
Projekte, zwei Kohlekraftwerke 
auf der Insel Luzon, gegen die 
sich die Anwohner zur Wehr 
setzen.

ADN 12.8.96, AP 7.8.96

Angst vor Erdrutschen 
am Pinatubo

Etwa 200.000 Menschen 
sind Anfang August aus Furcht 
vor weiteren Erdrutschen aus 
ihren Dörfern am Vulkan Pi­
natubo geflohen. Über 50 
Dörfer der Region waren von 
schweren Überschwemmun­
gen betroffen. Starke Nieder­
schläge schwemmen die me­
terdicke Staubschicht aus 
Vulkanasche talwärts.

dpa 2.8.96

Verfolgung 
von illegalen 
Arbe itsver m ittl ern

Größere Priorität soll der 
Verfolgung von illegalen Ar- 
beitsvemnittlem zukommen, 
die vielfach Altersangaben 
fälschten um schon Minder­
jährige ins Ausland zu vermit­
teln. Das forderte Präsident 
Ramos kurz nach der Rück­
kehr der siebzehnjährigen 
Sarah Balabagan in ihre Hei­
mat.

Das Mädchen war in den 
Vereinigten Arabischen Emi­
raten zunächst zum Tode 
verurteilt worden, weil sie ihren 
einheimischen Arbeitgeber 
getötet hatte. Nach Interven­
tionen Manilas und des Präsi­
denten der Emirate wurde ihre 
Strafe in ein Jahr Haft umge­
wandelt.

Rtr 4.8.96

Deponie für 
Autobatterien

Mehr als 75.000 Tonnen al­
ter Autobatterien wurden seit 
1991 nach Angaben von 
"Greenpeace" auf die Philippi­
nen verschifft. In der Nähe ei­
ner Recyclinganlage bei Patu- 
big nördlich von Manila seien 
erhöhte Bleiwerte gemessen 
worden. Der Ertrag von Reis 
sei um ein Drittel zurückge­
gangen und Fische in einem 
Fluß verendet. Ein Toxikologe 
bezeichnete die Krankheits­
symptome von Anwohnern als 
Bleivergiftung. Die meisten 
Batterien stammen aus Saudi- 
Arabien, Singapur und Austra­
lien, so Greenpeace. Die Or­
ganisation appellierte an die 
philippinische Regierung, die 
bisher erlaubte Einfuhr von 
giftigen Stoffen zum Recycling 
zu unterbinden.

AP 22.8.96

Zahlreiche Opfer von 
Denguefieber

Rund 2500 Menschen sind 
in den Philippinen an dem von 
Mücken übertragenen Den­
guefieber erkrankt, 44 von ih­
nen mit tödlicher Folge. An­
fang August wurde eine lan­
desweite Kampagne zur Be­
kämpfung des Fiebers gestar­
tet, die - um erfolgreich zu 
sein - jedoch ein Jahr andau­
ern muß .

AP 15.7., 2.8.96
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